
Beispiel C :

Die Eltern stimmen einer Vermittlung zu, die Werkstatt zogert, das
Arbeitsamt soll entscneiden. Der psycho] ogische Dienst des Ar-
beitsamtes wird eingeschaltet und legt dabei Masstabe an, bei
denen der Behinderte durchfallen muss. Es kommt dabei gar nicht
zu den Vermittlungsvorbereitungen. Die Werkstatt sagt : " Siehste,
haben wir ja gleich gesagt. " Ergebnis :Der Behinderte verbleibt
fur den Rest seines Lebens in der Werkctatt ...
Siehe Beispiel A.

Eeispiel D :

Elternhaus und Werkstatt stimmen einer Vermittlung zu, es findet
sich auch cine Arbeitsstelle - event. auch ohne Arbeitsamt. - Aber
es klappt nach einigen Wochen doch nicht. Die Firma argumentiert
dann meist mit Strukturverânderung und Verlagerung von Fertigungs-
abteilungen. Mari einigt sich : Der Behinderte geht zuriïckin die
Werkstatt

-
kein neuer Versuch, weil der erste nicht voi'bereitete

Versuch misslang. Ergebnis : Der Behinderte verbleibt fiir den Rest
seines Lebens in der Werkstatt ...
Siehe Beispiel A.

Um die weiter oben angefiihrten Rechte Behinderter realisieren zu
konnen, JiiïssenWfß's fiir ihreu " Binnenbereich " ur,ter anderem
nunmehr endgiiltig folgende Problemfragen einer

" behindertengerech-
ten Antwort

"
zufuhre:: :

1. Welchen Charakter hat cine Wfß ? Soll sic ausschliesslich
Arbeitsstâtte sein ?

2. Bedeutet Arbeit fur den lebinderter. dasgleiche wio fiir den
Nichtbehinderten ?

3. Was ist relevanter, okonomischer oder sozialer Er:tolg ?

4- v Haben sich die Tiitigkeits- und
"

Ausbil.dun^sar.ge'hote
"

an
den Bediirfnissen und FShigkeiten ler Hehinder'ten zu orientieren
oder scllen sich Ben? mier-te den T?itigkt.'it3- und " Ausbildungs-
angeboten "anpassen ?
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